
Angesichts der steigenden Zahl an politischen Befürwortern sol-
cher „Vermögenssteuer(n)“ könnte eine durchdachte Vermö-
gensplanung heute erhebliche Abgabenbelastung in der Zukunft
vermeiden. Dies gilt insb im Fall der Wiedereinführung einer
Erbschafts- und Schenkungssteuer: Seit 1759 war Erben und
Schenken daher nie so „billig“ in Österreich wie heute: Schen-
kungen unter Lebenden sollten daher möglichst vor Wiederein-
führung einer Erbschafts- und Schenkungssteuer erfolgen. Die
praktischen Probleme, die einer jeden Vermögenssteuer im wei-
teren Sinn (Erbschafts- und Schenkungssteuer und laufenden
Vermögenssteuer) immanent sind, wären bei einer progressiven
Vermögenszuwachssteuer von entgeltlichen Kapitalvermögen-
und Immobilientransaktionen allgemein nicht gegeben. Zusätz-

licher Verwaltungsaufwand sowie resultierende Einhebungskos-
ten könnten diesfalls vermieden werden. Dennoch wäre auch die
Wiedereinführung einer Erbschafts- und Schenkungssteuer
und/oder laufenden Vermögenssteuer praktisch möglich: Die
Vielzahl an vermögensbezogenen Informationsquellen könnte
durch IT-basierte Programme im Interesse der Finanzverwal-
tung sinnvoll zusammengetragen werden und Lösungen für spe-
zifische Bewertungsprobleme von verschiedenen Vermögensar-
ten sowie mögliche Doppelbesteuerungsrisikenmit anderen Ab-
gaben durchaus gefunden werden.

Seit 1759 war Erben und Schenken in Österreich nie so „billig“
wie heute. Die wechselvolle Geschichte von allgemeinen Vermö-
genssteuern in Österreich sei in der Folge kurz skizziert:

Auf dem Gebiet des heutigen Österreichs gab es, soweit er-
sichtlich, mit dem Patent aus dem Jahr 1759 erstmals eine ver-
gleichbare2 Erbschaftssteuer, die jedoch auch bereits Schenkun-
gen unter Lebenden zwecks Verhinderung von Steuergestaltun-
gen umfasste.3 Intendiert war ursprünglich eine vorübergehende
Ausnahmesteuer zur Staatsfinanzierung, die die Kosten des Sie-
benjährigen Kriegs (1756 bis 1763) amortisieren sollte.4 Die an-
schließenden Reformen dieser Erbschaftssteuer wurden für die
gesamten Erbländer später mittels Patent aus dem Jahr 1810 zu-
sammengefasst.5 Mit dem Stempel- und Taxgesetz aus dem Jahr
1840 wurde die damalige Erbschaftssteuer durch Taxen im Rah-
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men des Verlassenschaftsverfahrens ersetzt.6 Wenig später wurde
mit dem Gebührengesetz im Jahr 1850 wieder eine eigentliche
Erbschafts- und Schenkungssteuer eingeführt.7 Das Gebührenge-
setz 1850 mit dessen detaillierter Erbschafts- und Schenkungs-
steuer wurde 1925 wiederverlautbart.8 Nach dem Anschluss an
Deutschland wurde mit Wirkung zum 1. 7. 1940 das deutsche
Erb- und SchenkStG 19259 übernommen und damit eine Erban-
fallsteuer (bezogen auf den einzelnen Erben) im Gegensatz zu
einer Nachlasssteuer (bezogen auf dem Nachlass) eingeführt.10
Durch das Rechtsüberleitungsgesetz wurde das deutsche Erb-
und SchenkStG 1925 später unverändert in die 2. Republik über-
führt und lediglich im Jahr 194611 und 195212 legistisch geringfü-
gig geändert.13

Mit 1. 1. 1940 kam es zur Übernahme der deutschen Vermö-
genssteuer in Form des deutschen VermögenStG 1934 samt
Reichsbewertungsgesetz und Reichsbodenschätzungsgesetz, wel-
che bis 1954 (siehe sogleich) beibehalten wurden.14 Als Nettover-
mögensteuer wurde das Reinvermögen einer jährlichen Besteue-
rung unterworfen.

Am 1. 1. 1955 trat das österr VermögenStG 1954 in Kraft.
Der Steuersatz betrug zunächst 0,5% des Reinvermögens iSd
§§ 76ff BewG (gekürzt um Schulden und Lasten), wobei Haus-
halte gemeinsam veranlagt wurden.15 Freibeträge bestanden ua
für S 40.000,– des Steuerpflichtigen selbst, weitere S 40.000,–
für seine Ehegattin sowie jeweils S 40.000,– für jedes minderjäh-
rige Kind.16 Inhaltlich entsprach das VermögenStG 1954 weiter-
hin großteils der deutschen Vermögenssteuer und beinhaltete
keine wesentlichen Abweichungen.17

Mit Wirkung zum 15. 7. 1955 wurde zudem das Erb- und
SchenkStG 1955 als Erbanfallsteuer in Kraft gesetzt, wonach
der Vermögenserwerb von Todes wegen (§ 1 Abs 1 Z 1 Erb-
und SchenkStG 1955), Schenkungen unter Lebenden (§ 1
Abs 1 Z 2 Erb- und SchenkStG 1955) und Zweckzuwendungen
grundsätzlich progressiv besteuert wurden. Zuwendungen von
Grundstücken unterlagen einem zusätzlichen Grunder-
werbsteueräquivalent iHv 1% (bei nahen Angehörigen als
Erben/Geschenknehmer) bzw 2% (bei sonstigen Personen als
Erben/Geschenknehmer),18 wobei derartige unentgeltliche
Grundstücksübertragungen iS des Erb- und SchenkStG 1955
dafür von der Grunderwerbsteuer ausgenommen waren. In-
haltlich entsprach das Erb- und SchenkStG 1955 weitgehend
dem deutschen Erb- und SchenkStG 1925.19

Mit 1. 1. 1961 wurde ein Erbschaftssteueräquivalent durch
das ErbStÄG 1960 für Vermögen geschaffen, das der Erbschafts-
steuer entzogen ist:20 Betroffen waren von dieser jährlichen Ver-
mögenssteuer juristische Personen, die nach dem VermögenStG
1954 unbeschränkt oder beschränkt vermögenssteuerpflichtig
waren.21 Die Abgabe betrug jährlich 0,5% des Inlandsvermö-
gens.22 Die Veranlagung und Erhebung erfolgt dabei unter sinn-
gemäßer Anwendung des VermögenStG 1954.

Durch die ErbStG-Novelle 1967 wurden ab 1. 1. 1968 ua die
Progressionsstufen sowie die Höhe der einzelnen Freibeträge an
veränderte Wertverhältnisse angepasst und Steuerbefreiungen
erweitert.23 Insb wurden Zuwendungen unter Lebenden in Form
von Geldspenden an gemeinnützige, mildtätige und kirchliche
Einrichtungen befreit.24

Für das Kalenderjahr 1969 und 1970 wurde eine zusätzliche
Sonderabgabe vom Vermögen iHv 50% der jährlichen Vermö-
genssteuer eingehoben, für deren Einhebung sinngemäß das Ver-
mögenStG 1954 galt.25

Mit der Vermögensteuergesetznovelle 1972 wurde ua ab
1. 1. 1973 der Steuersatz der Vermögenssteuer von 0,5% auf

0,75% angehoben und ermessensgebundene Begünstigungen
im Fall eines Zuzugs aus dem Ausland geschaffen.26

Mit 17. 12. 1976 wurde wiederum der Steuersatz der Vermö-
genssteuer von 0,75% auf 1% ab dem Veranlagungsjahr 1977
angehoben und das fiktive Mindestvermögen für Körperschaften
erheblich erhöht, wobei für Aktiengesellschaften S 10.000.000,–
(zuvor S 1.000.000,–) und für GmbHs S 1.000.000,– (zuvor
S 100.000,–) als Mindestvermögen unterstellt wurden.27 Der
VfGH hob diese Gesetzesänderung zwei Jahre später auf und
setzte wieder die Bestimmung bzgl des alten Mindestvermögens
in Kraft.28

Ab 1. 1. 1989 wurde ua das Mindestvermögen für unbe-
schränkt steuerpflichtige GmbHs im VermögenStG 1954 von
S 100.000,– auf S 500.000,– erhöht.29

Mit dem EndbesteuerungsG 1993 wurden ab dem Jahr 1993
Geldeinlagen bei Banken und sonstige Forderungswertpapiere
von der Vermögenssteuer befreit.30 Auch im Erb- und SchenkStG
1955 wurde für Erwerbe von Kapitalvermögen von Todes wegen
für Todesfälle nach dem 31. 12. 1992 eine Steuerbefreiung ge-
schaffen, soweit Erträge im Zeitpunkt des Todes des Erblassers
der Steuerabgeltung iS des EndbesteuerungsG 1993 unterlagen.31
Durch eine großzügige Steueramnestieregelung im Endbesteue-
rungsG 1993 konnten die Befreiungen iZm der Vermögenssteuer
und Erbschafts- und Schenkungssteuer im Einzelfall auch für
Jahre vor 1993 Rückwirkung entfalten.32

Anlässlich der Einführung von Privatstiftungen als neue
Rechtsform wurden mit Wirkung zum 15. 3. 1993 Vermögens-
übertragungen an österr Privatstiftungen zeitlich befristet von
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der Erbschafts- und Schenkungssteuer gänzlich befreit bzw mit
einem pauschalen Satz von 2,5% anstelle des progressiven Steuer-
satzes begünstigt besteuert.33 Vermögensübertragungen von Pri-
vatstiftungen an Begünstigte wurden gänzlich von einer Schen-
kungssteuer befreit.34 Sachlich gerechtfertigt wurden diese weit-
gehenden Begünstigungen mit dem Zweck der Privatstiftungen,
bestehende private und unternehmerische Vermögensstrukturen
zu erhalten und den Abzug von Vermögen aus der österr Volks-
wirtschaft zu verhindern.35

Am 31. 12. 1993 trat das VermögenStG 1954 und das
ErbStÄG 1960 durch das StRefG 1993 gänzlich außer Kraft.36
Eine Begünstigung bzw Steuerbefreiung für Privatstiftungen
musste daher gar nicht mehr geschaffen werden. Seit 1. 1. 1994
unterliegt daher das (Netto-)Gesamtvermögen in Österreich kei-
ner laufenden Besteuerung mehr.

Mit Wirkung ab dem 1. 1. 2000 wurde mit § 15a Erb- und
SchenkStG 1955 durch das StRefG 2000 erstmals ein Betriebsver-
mögensfreibetrag iHv € 365.000,– geschaffen.37 Begünstigt waren
Erwerbe von Todes wegen und Schenkungen unter Lebenden, so-
fern der Erwerber eine natürliche Person ist und der Geschenk-
geber das 55. Lebensjahr vollendet hat oder erwerbsunfähig wur-
de, sodass er nicht in der Lage ist, seinen Betrieb fortzuführen
oder die mit seiner Stellung als Gesellschafter verbundenen Auf-
gaben oder Verpflichtungen zu erfüllen. Als begünstigtes Vermö-
gen galten neben inländischen Betrieben auch Kapital- und Mit-
unternehmeranteile an inländischen Gesellschaften, an denen der
Erblasser/Geschenkgeber zumindest zu 25% beteiligt war.

Mit Wirkung zum 1. 8. 2008 wurde die Erbschafts- und
Schenkungssteuer in Österreich nicht mehr eingehoben. Das
Erb- und SchenkStG 1955 ist weiterhin im Rechtsbestand und
nie außer Kraft getreten.38 Der Verzicht auf die Einhebung ist
nicht primär politisch motiviert, sondern ging auf zwei Erkennt-
nisse des VfGH aus dem Jahr 200739 zurück. Durch diese Ent-
scheidungen wurden zwei der drei Grundtatbestände des dama-
ligen Erb- und SchenkStG 1955 (Z 1: Erwerb von Todes wegen;
und Z 2: Schenkungen unter Lebenden) als verfassungswidrig
aufgehoben. Lediglich für Zuwendungen an Stiftungen wurde
als Alternative die Stiftungseingangssteuer bzw das Stiftungsein-
gangssteueräquivalent geschaffen.

Aktuell wird der Vermögensstamm40 einschließlich dessen
Übertragung in Österreich nur punktuell besteuert: Während
die Grundsteuer, die Bodenwertabgabe und die Abgabe von land-
und forstwirtschaftlichen Betrieben jährlich wiederkehrende Ver-
mögenssteuern für inländischen (Grund-)Besitz sind, betreffen
die Grunderwerbsteuer (entgeltliche und unentgeltliche, inländi-
sche Grundstücksübertragungen), die Stiftungseingangssteuer

(unentgeltliche Zuwendungen an in- und ausländische Stiftun-
gen) und die Rechtsgeschäftsgebühr für Zessionen (entgeltliche
Übertragung von Forderungen) den Wert einer einzelnen, nicht-
wiederkehrenden Vermögenstransaktion41.42 Eine allgemeine,
jährliche Vermögenssteuer oder eine allgemeine Besteuerung un-
entgeltlicher Vermögensübertragungen iS einer Erbschafts- und
Schenkungssteuer besteht aktuell dagegen nicht. Seit 1759 war Er-
ben und Schenken daher nie so „billig“ in Österreich wie heute:
Schenkungen unter Lebenden sollten daher gegebenenfalls mög-
lichst vor Wiedereinführung einer Erbschafts- und Schenkungs-
steuer erfolgen, auch wenn derartige Schenkungen wohl künftig
auf Freibeträge angerechnet werden würden (s dazu unten Pkt B).

Aktuell wird von den meisten Befürwortern insb eine Erbschafts-
und Schenkungssteuer propagiert. Diese könnte ua wie folgt aus-
gestaltet werden:

Zu unterscheiden ist zunächst das angelsächsische Modell ei-
ner Erbschaftssteuer auf den Nachlass (Nachlasssteuer) von dem
kontinentaleuropäischen Modell einer Erbschaftssteuer auf den
Vermögenszuwachs beim Erben (Erbanfallsteuer).43 Letztere er-
laubt eine differenzierte Ausgestaltung anhand der konkreten Er-
ben (Anzahl, Nähe zum Verstorbenen) mittels Freibeträgen so-
wie unterschiedlicher Steuersätze.44 Dem weiteren Beitrag liegt
grds das Konzept der Erbanfallsteuer zugrunde, die grds auch
verfassungsrechtlich zulässig ist: Schließlich bedeutet jede
Schenkung oder Erbschaft einen unentgeltlichen Zuwachs an
Leistungsfähigkeit beim Empfänger, der grds nach sachlichen
Grundsätzen und gleichmäßig besteuert werden darf.45

Um eine Aushöhlung einer künftigen Erbschaftssteuer durch
Schenkungen unter Lebenden oder Zuwendungen an Privatstif-
tungen zu vermeiden, wird mit einer Erbschaftssteuer ieS auch
eine Schenkungssteuer Hand in Hand gehen (müssen).46

Wann eine solche Schenkung in den verschiedenen Steuer-
rechtsgebieten vorliegt, ist jedoch insb bei gemischten Schen-
kungen (Schenkung gegen eine geringfügige/unverhältnismäßig
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niedrige Gegenleistung) umstritten.47 Bzgl der geltenden Schen-
kungsmeldung iSd § 121a BAO sind in Anlehnung an das Erb-
und SchenkStG 195548 auch gemischte Schenkungen zu berück-
sichtigen, bei denen die Geschenkleistung ungefähr 20% bis 25%
geringer ist als die Gegenleistung (jeweils bewertet zum gemei-
nen Wert) und die Bereicherung des anderen von dem, der die
höherwertige Gegenleistung erbringt, gewollt ist.49 Ertragsteuer-
lich wird dagegen von der Finanzverwaltung ohne nähere Be-
gründung eine Schenkung grds nur bei Vermögensübertragun-
gen unter (nahen) Angehörigen angenommen,50 weil sich fremde
Dritte nichts zu schenken pflegen. Die ertragsteuerliche Qualifi-
kation als entgeltliches oder unentgeltliches Geschäft (keine Auf-
teilung des Geschäfts) erfolgte dabei bis zum EStR-Wartungser-
lass 2023 laut Finanzverwaltung stets nach dem Überwiegens-
prinzip iS eines Wertvergleichs der Schenkung und der Gegen-
leistung. Zukünftig will die Finanzverwaltung zwischen nahen
Angehörigen und fremden Dritten ertragsteuerlich differenzie-
ren: Wenn die Gegenleistung mehr als 25%, aber weniger als
75% des gemeinen Werts des übertragenen Wirtschaftsgutes be-
trägt, ist unter nahen Angehörigen grundsätzlich von einem un-
entgeltlichen Rechtsgeschäft auszugehen.51 Entgegen dem EStR-
Wartungserlass 2023 ist diese Differenzierung nach ausschließ-
lich objektiven Wertverhältnissen in dieser Allgemeinheit aller-
dings nicht dem zugrunde liegenden VwGH-Erkenntnis zu ent-
nehmen, wenn das Höchstgericht auch in diesem Einzelfall die
primäre Relevanz des subjektiven Schenkungswillens gegenüber
bloßen Wertverhältnissen betont.52

Abgesehen vom Begriff der (gemischten) Schenkung und de-
ren Abgrenzung von Schenkungen unter Auflage53 wäre grds
auch zu überlegen, inwieweit nicht neben zivilrechtlichen Schen-
kungsverträgen ieS auch Glücksverträge (etwa Lotteriegewinne)
zu erfassen wären.54

Neben einer Individualbesteuerung (Einzelbesteuerung des
formellen Geschenknehmers oder Erben als natürliche oder ju-
ristische Person)55 wäre auch eine Haushaltsbesteuerung (alle
natürlichen Personen als Angehörige in einem Haushalt als
Steuersubjekt) denkbar. Schenkungen und Erbschaften an Ein-
zelpersonen, die allerdings einem größeren Haushalt (insb Ehe-
gatten und Kindern) zugutekommen, könnten auf diese Perso-
nen rechnerisch verteilt werden. Dadurch könnten insb Familien
im Fall eines progressiven Steuersatzes, aber auch bei Anwen-
dung von Freibeträgen begünstigt werden.

Unabhängig von einer Individual- oder Haushaltsbesteuerung
bedürfte es Sonderregelungen für Schenkungen und Erbschaf-
ten an nahe Angehörige (insb Steuerbefreiungen, begünstigte
Steuersätze oder Freibeträge).56 Dabei sollten auch geänderte Le-
bensmodelle berücksichtigt werden und neben Eheleuten uU
auch unverheiratete, langjährige Lebensgefährten begünstigt
werden. Entgegen Stimmen in der Literatur57 ist eine Differen-
zierung nach der Verwandtschaftsnähe kein Element von Will-
kür und würde auch nicht die Chancengleichheit im Falle einer
neuen Erbschafts- und Schenkungssteuer gefährden. Eine be-
günstigende Differenzierung nach der Angehörigeneigenschaft
ist vielmehr zahlreichen Abgabengesetzen58 immanent und ver-
meidet ua eine überschießende Besteuerung von Familien als so-
ziale Einheiten im Falle (i) einer Individualbesteuerung einzelner
Familienangehöriger (etwa Erbanfall/Schenkung bei einem Fa-
milienmitglied) oder (ii) von Übertragungen innerhalb des Fa-
milienkreises (etwa Grundstücksübertragungen).

Schenkungen und Erbschaften zwischen 1. 8. 2008 und
Wiedereinführung einer Erbschafts- und Schenkungssteuer
könnten insb auf Freibeträge angerechnet werden und wären da-

her zumindest mittelbar zu berücksichtigen. Auch vor diesem
Hintergrund könnte ein datenschutzrechtlicher Löschungsantrag
(siehe Pkt D) von erfolgten Schenkungsmeldungen in der Ver-
gangenheit aktuell erwogen werden: Diesfalls wären allfällige
Schenkungen unter Lebenden der Finanzverwaltung uU nicht
bekannt und müssten allenfalls vom Steuerpflichtigen proaktiv
durch Anzeige wiederum bekannt gegeben werden. Sofern der
Schenkungssteuertatbestand, wie im Erb- und SchenkStG 1955,
auch formalrechtlich anknüpft,59 können Vermögenschenkungen
grds nicht Gegenstand eines Steuermissbrauchs sein.60 Vor dem
Hintergrund einer primär formalrechtlichen Anknüpfung könn-
ten folgende Vermögensübertragungen vor Wiedereinführung
und zur Vermeidung einer Erbschafts- und Schenkungssteuer
angedacht werden:
1. Vermögen könnte vor (rückwirkender) Wiedereinführung
mittels Schenkung übertragen werden, wobei sich der Geschenk-
geber weiterhin ein Nutzungsrecht oder bei Immobilien ein
Wohn- oder übertragbares Fruchtgenussrecht vorbehält. Der un-
entgeltliche Wegfall eines solchen Nutzungsrechts iwS (ein-
schließlich Wohn- und Fruchtgenussrechts) etwa durch Tod
des Nutzungsberechtigten könnte allerdings wiederum Erb-
schafts- oder Schenkungssteuer in der Zukunft auslösen. Geld-
beträge könnten ohne wirkliche Übergabe geschenkt werden,
wobei das Geld beim Geschenkgeber mittels Besitzkonstituts61
verbleibt und gleichzeitig ein Darlehensvertrag zwischen Darle-
hensnehmer (Geschenkgeber) und Darlehensgeber (Geschenk-
nehmer) abgeschlossen wird. Dadurch kann der Geschenkgeber
und Darlehensnehmer weiterhin mit dem Geldbetrag arbeiten.
Ein Besitzkonstitut ist bei Schenkungen zivilrechtlich allerdings
nur ausnahmsweise anzuerkennen, wenn der Geschenkgeber
durch spätere Erklärung die Ernstlichkeit des Schenkungswillens
dargetan hat.62 Aus diesem Grund empfiehlt sich dringend die
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Errichtung eines Notariatsaktes über derartige Geldschenkungen
mittels Besitzkonstituts ohne tatsächliche Geldübergabe.63
2. Vermögen wird aufschiebend bedingt geschenkt,64 wobei der
Bedingungseintritt ein paar Tage vor Wiedereinführung einer
Erbschafts- und Schenkungssteuer ist. Zwingende Formpflichten
(etwa Notariatsaktspflicht bei GmbH-Anteilen)65 sind hierbei zu
bedenken. Zu beachten wäre in diesem Fall zudem, dass der
Übergang der Verfügungsmacht vor dem Stichtag der Wieder-
einführung einer Vermögenssteuer erfolgen muss und daher die
Gegenstände idR vor (rückwirkender) Wiedereinführung einer
Erbschafts- und Schenkungssteuer tatsächlich übergeben werden
müssen.66 Dies gilt grds auch für Grundstücke, doch sind auf-
schiebend bedingte Grundbuchsgesuche nicht einverleibungsfä-
hig und eine notwendige Ausführung der Schenkung vor Bedin-
gungseintritt war daher in der Vergangenheit kaum möglich.67
So hat der VwGH eine tatsächliche Ausführung der Schenkung
einer Liegenschaft bei Ehegatten in der Vergangenheit verneint,
bei der die wechselseitige Übertragung nach dem Willen der
Ehegatten nur im Falle der Scheidung rechtliche Bedeutung zu-
kommen sollte.68
Neben einer aufschiebenden Bedingung könnte ein vergleichba-
res Ergebnis mittels Schenkung unter freiem Widerrufsvorbehalt
erreicht werden, wobei der Widerrufsvorbehalt nicht zwingend
zeitlich mit dem Tag vor Wiedereinführung einer Erbschafts-
und Schenkungssteuer auflösend bedingt sein muss.69 UE wäre
ein (bedingter) Widerrufsvorbehalt einer aufschiebenden Bedin-
gung der Schenkung selbst vorzuziehen, weil ein gewisser Wider-

spruch zwischen aufschiebend bedingtem Verpflichtungsge-
schäft und notwendig vorausgehender Aufgabe des Besitzwillens
samt Übertragung der Verfügungsmacht auf den Geschenkneh-
mer im Fall der bedingten Schenkung besteht und ggf Beweis-
schwierigkeiten in der Praxis bestehen. So hat auch der VwGH
zum Erb- und SchenkStG 1955 unter Verweis auf eine alte RFH-
Rsp in der Vergangenheit Folgendes festgehalten: „Zwar entsteht
auch bei aufschiebend bedingten Schenkungen die Steuerschuld mit
der Ausführung der Zuwendung, aber kann im Regelfall die Zu-
wendung nicht vor dem Eintritt der Bedingung als ausgeführt gel-
ten, selbst wenn ein aufschiebend bedingt geschenktes Grundstück
schon vorher ‚aufgelassen‘ (wobei die Auflassung im österreichi-
schen Recht mit der Aufsandungserklärung vergleichbar ist)
wird.“70 Ein Widerrufsvorbehalt, der nicht einem Vorbehalt der
Dispositionsbefugnis faktisch entsprechen darf, ist daher uE eine
weitere attraktive Gestaltungsüberlegung vor einer Wiederein-
führung einer Erbschafts- und Schenkungssteuer.

Der Auffangtatbestand des § 3 Abs 1 Z 2 des Erb- und
SchenkStG 1955 in Form von „freigebigen Zuwendungen“ wurde
allerdings auch in der Vergangenheit wirtschaftlich ausgelegt.71
Vergleichbare Tatbestände in der Zukunft könnte auch die Mit-
berücksichtigung von Missbrauchserwägungen eröffnen und
würden derartigen Steuergestaltungen uU entgegenstehen. Der
Missbrauchsbegriff des § 22 Abs 1 BAO setzt allerdings eine be-
stehende Abgabepflicht voraus, sodass Gestaltungen zeitlich vor
Einführung einer Vermögenssteuer iwS zur Vermeidung einer
späteren Abgabenpflicht vom Wortlaut nicht erfasst sind und
wohl auch teleologisch nicht erfasst sein sollten. Da auch künftig
eine Schenkung wohl tatsächlich ausgeführt sein muss, wird eine
bloße Rückbeziehung in Schenkungsverträgen zwecks Vermei-
dung einer künftigen Erbschafts- und Schenkungssteuer jeden-
falls unzureichend sein. Sollte eine Erbschafts- und Schenkungs-
steuer rückwirkend eingeführt oder auf Basis des Erb- und
SchenkStG 1955 wieder eingehoben werden, bedürfte es einer
besonderen verfassungsrechtlichen Rechtfertigung.72 Die zuvor
skizzierten Gestaltungsüberlegungen wären bei einer echten
Rückwirkung allerdings uU redundant.

Für Privatstiftungen müsste ein Erbschaftssteueräquivalent
vorgesehen werden, um die Umgehung der Erbschaftssteuer
durch die Errichtung von Privatstiftungen zu verhindern.73 Bei
vergleichbaren deutschen Familienstiftungen wird das Stiftungs-
vermögen etwa in Zeitabständen von 30 Jahren nach dem ersten
Vermögensübergang versteuert (so genannte „Erbersatz-
steuer“).74 Ein solches Erbschaftssteueräquivalent wäre allerdings
eine laufende Vermögenssteuer von Privatstiftungen, weil der
„Tod“ der Privatstiftungen wiederholt fingiert wird und es zu ei-
ner jährlichen Steuerbelastung kommt.75 Alternativ ließe sich
auch die Begünstigtenstellung einer Privatstiftung in Analogie
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zum erbrechtlichen Pflichtteilsrecht bewerten (siehe dazu unten
Pkt E) und ein Erbschaftssteueräquivalent könnte entfallen.

Der Einbezug von Kapitalvermögen würde zudem eine Än-
derung des Endbesteuerungsgesetzes bedingen,76 weil eine
„Endbesteuerung“ allenfalls ertragsteuerlich gegeben wäre.77

Bei der Ausgestaltung einer künftigen Erbschafts- und Schen-
kungssteuer sollten jedenfalls bereits bekannte Schwachstellen
des Erb- und SchenkStG 1955 vermieden werden. Folgender Än-
derungen gegenüber der Rechtslage idF Erb- und SchenkStG
1955 würde es bedürfen:78
▶ Vor dem Hintergrund bis 2008 wenig existierender Doppel-

besteuerungsabkommen mit anderen Staaten bedarf es prak-
tikabler Lösungen für ausländische Geschenknehmer und Er-
ben. Zudem dürfen aufgrund der europarechtlichen Grund-
freiheiten (insb der Kapitalverkehrsfreiheit) ausländische Ge-
schenknehmer und Erben nicht schlechter gestellt werden
und müssen Zugang zu vergleichbaren Bemessungsgrundla-
gen79 sowie Steuerbegünstigungen80 haben. Schließlich be-
dürfte es weitgehender Anrechnungsmöglichkeiten von ähn-
lichen Nachlass- und Erbanfallsteuern, wobei eine Anrech-
nungsmöglichkeit auch kalenderjahrübergreifend bei unter-
schiedlichen Besteuerungszeitpunkten im In- und Ausland
ermöglicht werden sollte.

▶ Begünstigungs- und Befreiungsbestimmungen sollten syste-
matisch aufgebaut sein und nur in begründeten Fällen zwi-
schen Erbschafts- und Schenkungssteuer differenzieren. Zu-
dem sollten allfällige Betriebsvermögensfreibeträge für in-
und ausländische Betriebe sowie Gesellschaftsanteile gleicher-
maßen gelten.81

▶ Die Endbesteuerung von Kapitalvermögen sollte auf die Er-
tragsteuer beschränkt werden und eine generelle Ausnahme
von Kapitalvermögen von einer künftigen Erbschafts- und
Schenkungssteuer wäre sachlich wohl nicht zu rechtfertigen.82

Andernfalls könnte die Erbschaftssteuer iZm Erwerben von
Todes wegen durch die Zuwendung endbesteuerten Kapital-
vermögens steuerlich optimiert werden.83

▶ Betriebsvermögen sollte rechtsformneutral bewertet werden
und eine einheitliche Regelung für die Behandlung von origi-
nären Firmenwerten geschaffen werden.84

▶ Es würde einer konsistenten Regelung für die Abzugsfähigkeit
latenter Steuern von der Bemessungsgrundlage einer Erb-
schaftssteuer bedürfen.85

Das Modell einer progressiven Erbschafts- und Schenkungs-
steuer mit Freibeträgen entspricht dem Erb- und SchenkStG
1955 und wird von den meisten Interessenvertretungen86 sowie
tlw in der Literatur87 gefordert. Weiters soll die Differenzierung
nach Steuerklassen entsprechend dem Angehörigenverhältnis
(Verwandtschaft, Ehe) dem verfassungsrechtlichen Gebot des
Schutzes von Ehe und Familie (Art 12 EMRK) dienen.88

Freibeträge89 sollten hierbei insb für größere betriebliche Ein-
heiten gelten, damit eine Gefährdung von Arbeitsplätzen insb im
Fall von Großunternehmen ausgeschlossen bleibt.90 Klein- und
Mittelunternehmen wären bereits vom progressiven Steuersatz
mitunter begünstigt. Eine verbleibende Steuer für unentgeltliche
Betriebsvermögen könnte auf längere Zeit gestundet werden.91

Gegen einen fixen Steuersatz wird vorgebracht, dass die Vermö-
gensungleichheit in Österreich dadurch verschärft werden wür-
de, zumal höhere Erbschaften auch höhere Renditen erzielen.92
Ein fixer Steuersatz wird jedenfalls für Privatstiftungen gefordert,
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weil andernfalls das Stiftungsvermögen auf mehrere (Sub-)Pri-
vatstiftungen aufgeteilt werden könnte.93

Im Vergleich zu einer progressiven Erbschafts- und Schen-
kungssteuer bedürfte es zunächst Freibeträge für kleine Erb-
schaften und Schenkungen, weil der entsteuernde Effekt einer
Steuerprogression wegfallen würde.

Einheitliche Freibeträge sollten hierbei für alle Unterneh-
mensgrößen (auch jedenfalls Klein- und Mittelunternehmen) ge-
schaffen werden, damit eine Gefährdung von Arbeitsplätzen im
Fall eines einheitlichen Steuersatzes für alle ausgeschlossen
bleibt.94 Ansonsten sei auf die Ausführungen im Zusammenhang
mit dem progressiven Steuersatz (siehe zuvor) sinngemäß ver-
wiesen.

Folgende Steuern werden ergänzend oder alternativ hierzu dis-
kutiert:

Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit einer Nettovermögensbe-
steuerung ist umstritten. Nach dem deutschen Bundesverfas-
sungsgericht in einer (unverbindlichen) obiter-dictum-Aussage
darf eine Vermögenssteuer nur dahingehend bemessen werden,
„daß sie in ihrem Zusammenwirken mit den sonstigen Steuerbelas-
tungen die Substanz des Vermögens, den Vermögensstamm, unbe-
rührt lässt und aus den üblicherweise zu erwartenden, möglichen
Erträgen (Sollerträge) bezahlt werden kann. Andernfalls führte eine
Vermögensbesteuerung im Ergebnis zu einer schrittweisen Konfiska-
tion, die den Steuerpflichtigen dadurch übermäßig belasten und sei-
ne Vermögensverhältnisse grundlegend beeinträchtigen würde.“95
Diese Sichtweise wird auch von der aktuellen hM96 für Österreich
vertreten, steht jedoch in Widerspruch zur älteren gegenteiligen
VfGH-Rsp.97 Der herrschenden Sichtweise könnte einzig entge-

gengehalten werden, dass der Grundsatz der Besteuerung nach
der Leistungsfähigkeit iSd Art 7 B-VG/Art 2 StGG (Gleichheits-
satz) auch eine Besteuerung der Vermögenssubstanz verlange:
Schließlich erhöht bereits die Existenz einer Vermögenssubstanz
ohne laufende Erträge die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eines
Abgabepflichtigen.98 Restriktive Grenzen einer Nettovermögen-
steuer wahren allerdings den Unterschied einer Vermögenssteuer
zur Enteignung iS einer Verstaatlichung von ertragsfähigem Ver-
mögen. Während andere (niedrige Steuern) betraglich zwar auch
an einzelnen Vermögensgegenständen als Steuergegenstand an-
knüpfen (Kfz-Steuer, Grundsteuer etc), würde eine Vermögens-
steuer in Form einer Substanzsteuer am Gesamtvermögen zu ei-
ner Bereicherung des Staates am Steuergegenstand des Abgabe-
pflichtigen in jedem Fall führen.99 In Frage gestellt werden könnte
auch, ob eine „Vermögenssteuer als Substanzsteuer“ des Gesamt-
vermögens überhaupt noch eine Steuer oder Abgabe iSd Art 1
Abs 2 des 1. ZPEMRK ist, die gerade Kennzeichen einer privat-
nützigen Eigentumsordnung iSd Art 5 StGG und Art 1
1. ZPEMRK ist.100 Im Unterschied zur Erbschafts- und Schen-
kungssteuer hat die Person imBesteuerungszeitpunkt auch keinen
Zuwachs an Vermögen und damit einen Zuwachs an wirtschaftli-
cher Leistungsfähigkeit, sodass in bestehendes Eigentum einge-
griffen wird. Soll eine Vermögenskonfiskation und damit ein be-
sonders zu rechtfertigender Eingriff in das Grundrecht auf Eigen-
tum (Art 5 StGG; Art 1 1. ZPEMRK) daher vermieden werden,101
müsste eine laufende Vermögenssteuer daher nach hM die übli-
cherweise zu erwartenden, möglichen Erträge (Sollerträge) unter-
schreiten.102 Hierbei müsste die doppelte Besteuerung durch Er-
tragsteuer und laufende Vermögenssteuer (siehe hierzu Pkt F) be-
dacht werden und uU sogar Substanzwertsteigerungen außer Be-
tracht bleiben, weil diese nur einmalig im Veräußerungsfall
realisiert werden. Eine Anknüpfung an niedrige, fiktive Sollerträ-
ge von Vermögen würde jedenfalls verhindern, dass es zu einer
Besteuerung ohne Liquiditätszufluss im Regelfall kommt und
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das zugrunde liegende Vermögen zwecks Vermögenssteuerzah-
lung uU veräußert oder belastet werden müsste.103 Da die Soller-
träge von verschiedenen Vermögensarten letztlich nicht gleich-
bleibend sind, bedürfte es wohl regelmäßiger materieller Adaptie-
rungen einer Nettovermögensteuer, um die verfassungsrechtliche
Zulässigkeit mittelfristig zu gewährleisten. Damit eine Vermö-
gensverwaltung weiterhin praktisch möglich ist (etwa notwendige
Instandsetzungs- und Instandhaltungsinvestitionen bei Gebäu-
den, Reinvestitionen in Unternehmen bei Finanzbedarf) und die
Einführung einer laufenden Nettovermögensteuer keine Kapital-
flucht auslöst, müsste diese auch vor diesem Hintergrund sehr ge-
ring ausfallen.104 Die Anknüpfung am Sollertrag eines Vermögens
könnte (i) einerseits durch eine eigenständige Bewertung nach der
Ertragsfähigkeit des Vermögens (anstelle einer Verkehrswert-
orientierung – s hierzu Pkt E) oder (ii) andererseits durch niedrige
Steuersätze erfolgen.105 Sollte kein einheitlicher Steuersatz gewählt
werden, müsste auch ein progressiver Steuersatz niedrige Steuer-
stufen vorsehen.106

Auch vor diesem Hintergrund heben aktuell nur wenige Län-
der in Europa (etwa die Schweiz,107 Irland, Spanien) eine laufende
Vermögenssteuer ein.108 Neben einer laufenden Nettovermögen-
steuer werden auch zeitlich befristete, stichtagsbezogene Vermö-
gensabgaben („Millionärssteuer“) diskutiert:109 Diese sind auf-
grund der idR vorgesehenen langjährigen Stundungsmöglichkei-
ten im Ergebnis mit einer jährlichen Nettovermögensteuer ver-
gleichbar und vor den verfassungsrechtlichen Schranken (s
zuvor) fragwürdig.110

Konkret würden unbeschränkt steuerpflichtige Personen mit
dem Haushaltsvermögen und beschränkt steuerpflichtige Perso-
nen mit dem Inlandsvermögen besteuert werden.111 Gesell-
schaftsvermögen im Fall von inländischen Gesellschaftern, die
der Vermögenssteuer unterliegen, dürften nicht besteuert wer-
den:112 Andernfalls würde es, wie in der Vergangenheit bei der

Vermögenssteuer 1954, zu einer fragwürdigen, doppelten Ver-
mögenssteuerbelastung von Gesellschaftsvermögen kommen.113
Im Gegensatz zu sonstigen Körperschaften wären (Privat-)Stif-
tungen mit ihrem Gesamtvermögen steuerpflichtig,114 wobei
das Abstellen auf Privatstiftungen mit Sitz im Inland gegenüber
ausländische Stiftungen diese ausländischen Stiftungen unsach-
lich bevorzugen würde.115 Bemessungsgrundlage wäre das Netto-
vermögen unter Berücksichtigung von bestehenden Verbindlich-
keiten, Rückstellungen und Wertberichtigungen.116

Neben einer Individualbesteuerung (Vermögen von Einzel-
personen) wäre auch eine Haushaltsbesteuerung (alle Angehö-
rige in einem Haushalt), wie bei der Vermögenssteuer 1954,117
denkbar.118 Im Fall einer Individualbesteuerung würde Miteigen-
tum (unabhängig von einem Angehörigenverhältnis der Mitei-
gentümer zueinander) zu einem Splittingeffekt führen, weil das
Vermögen auf die einzelnen Miteigentümer aufzuteilen wäre.119
Das Vermögen von Personen- und Kapitalgesellschaften würde
hingegen keiner zusätzlichen Vermögensbesteuerung unterlie-
gen, sondern auf Ebene der natürlichen Personen als Anteilsin-
haber berücksichtigt werden.120

Der Einbezug von Kapitalvermögen würde zudem eine Än-
derung des Endbesteuerungsgesetzes bedingen, weil eine „End-
besteuerung“ allenfalls ertragsteuerlich gegeben wäre.

Es bedürfte großzügiger Freibeträge121 oder einer gänzlichen
Steuerbefreiung von Betriebsstrukturen.122 Dies müsste neben
Einzelunternehmern auch für Gesellschafter von betrieblichen
Personen- und Kapitalgesellschaften gelten, weil diese andern-
falls uU zum Verkauf ihrer Gesellschaftsbeteiligung oder (über-
mäßigen) Kapitalentnahme zwecks Finanzierung der Nettover-
mögensteuer gezwungen werden. Die laufende Besteuerung
von Betriebsvermögen würde andernfalls Arbeitgeber zusätzlich
belasten und letztlich Arbeitsplätze gefährden. Weiters wäre eine
laufende Vermögensbesteuerung von österr Betriebsstrukturen
ein erheblicher Standortnachteil und würde ausländische Inves-
toren (noch mehr als heute) vor notwendigen Investitionen an-
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gesichts der Klimawende sowie des Arbeitskräftemangels ab-
schrecken.

Ebenso sollten gemeinnützige Organisationen von einer Net-
tovermögensteuer, wie bereits im VermögenStG 1954,123 befreit
sein.

Bei der Ausgestaltung einer künftigen Vermögenssteuer soll-
ten jedenfalls bereits bekannte Schwachstellen des VermögenStG
1954 vermieden werden. Folgender Änderungen gegenüber der
Rechtslage idF VermögenStG 1954 bedürfte es:
▶ Eine vergleichbare Belastung von betrieblichen Strukturen

wie durch das VermögenStG 1954 müsste vermieden werden
(s bereits zuvor).124

▶ In- und ausländische Personengesellschaften125 sowie Perso-
nen- und Kapitalgesellschaften sollten gleichbehandelt wer-
den, weswegen ein Abstellen auf die Eigenschaft als juristische
Person für die unbeschränkte Steuerpflicht, anders als im Ver-
mögenStG 1954,126 vermieden werden muss. Beide Gesell-
schaftsformen sollten uE gänzlich ausgenommen werden, weil
andernfalls das Vermögen einer Gesellschaft einer doppelten
Vermögenssteuer (Gesellschafts- und Anteilsinhaberebene)
unterliegen würde (siehe zuvor).127

▶ Die sehr niedrigen Freibeträge (circa € 10.000,– pro Haus-
haltsmitglied) sollten erheblich erhöht werden.128

Alternativ könnten wieder alle (außer-)betrieblichen Einkünfte
gleichmäßig progressiv besteuert werden, indem zur kontinen-
taleuropäischen synthetischen Ertragsbesteuerung zurückge-
kehrt wird.129 Das einem internationalen Trend folgende ab
den 1990iger-Jahren in Österreich eingeführte Schedulenbes-
teuerungssystem (in Österreich 27,5% für die meisten Einkünfte
auf Kapitalvermögen und 30% für Einkünfte aus Grundstücks-
veräußerungen),130 bei dem bestimmte (insb passive) Einkünfte
begünstigt besteuert werden, würde zurückgedrängt werden. Ei-
ne solche Besteuerung wäre allerdings keine Vermögenssteuer
ieS, sondern eine Vermögenszuwachssteuer iwS131, die „nur“
die tatsächlich realisierten Erträge aus dem Vermögen gleich
wie alle übrigen Einkunftsarten besteuern würde.132 Erfasst wä-
ren nur entgeltliche Transaktionen und unentgeltliche Vorgänge
wären nicht erfasst. Dadurch würde die hohe Entlastungswir-
kung der aktuell niedrigen, fixen Steuersätze für Personen in ho-
hen Progressionsstufenmit Einkünften auf Kapitalvermögen und
Einkünfte aus Grundstücksveräußerungen entfallen,133 ohne dass
erheblicher Verwaltungsmehraufwand (einschließlich der Ver-
mögensbewertung) geschaffen wird.134 Eine Vermögensumver-
teilung würde über die deutlich höhere progressive Besteuerung
der Erträge bei Personen mit höheren Einkommen erfolgen und
unterscheidet sich wirtschaftlich nicht viel von einer Nettover-
mögensteuer, die nach hM auch nicht die Vermögenssubstanz
sondern lediglich die Sollerträge besteuern darf (siehe zuvor).

Der Einbezug von Kapitalvermögen würde jedoch eine gänz-
liche Aufhebung des Endbesteuerungsgesetzes bedingen.

Im Gegensatz zu einer Erbschafts- und Schenkungssteuer so-
wie Nettovermögensteuer würden nicht realisierte Wertsteige-
rungen in Kapitalanteilen nicht besteuert werden.135 Im Unter-
schied zur Nettovermögensbesteuerung (nicht der Erbschafts-
und Schenkungssteuer) würde es allerdings zu keiner Besteue-
rung ohne Liquiditätszufluss kommen.

Zwecks Förderung der Vermögensvorsorge aller Bevölke-
rungsschichten am Kapitalmarkt könnte ein KESt-Einbehalt

durch Banken in Form eines einheitlichen Steuersatzes („Flat-
Tax“) weiterhin erfolgen und lediglich Abgabepflichtige mit hö-
heren Kapitaleinkünften müssten anschließend im Rahmen der
Veranlagung ihre Kapitaleinkünfte progressiv besteuern und ent-
sprechende Abgabenbeträge nachzahlen.

Letztlich könnte noch überlegt werden, auch die Spekulations-
frist für Spekulationsgeschäfte iSd § 31 EStG abzuschaffen. Dem-
nach wäre der private (nicht gewerbliche) Verkauf von Gold,
Kunstwerken, Teppichen etc nicht nach einem Jahr steuerfrei.

Eine Ertragsbesteuerung von Vermögensschenkungen und Erb-
schaften als achte Einkunftsart wurde ua anlässlich der Aufhe-
bung der Erb- und SchenkStG 1954 durch den VfGH im Jahr
2007 diskutiert.136 Eine derartige Gestaltung bietet allerdings uE
wenig Vorteile gegenüber einer eigenständigen Erbschafts- und
Schenkungssteuer, weil es einer Vielzahl an technischen Sonder-
regelungen (eigene Steuersätze samt Freibeträge, differenzierte
Bemessungsgrundlagen etc) bedürfte und dadurch kaum Ver-
waltungsvereinfachung gegenüber einer eigenständigen Erb-
schafts- und Schenkungssteuer bestünde.137 Im Übrigen würde
durch eine achte Einkunftsart die Ruppe’scheMarkteinkommens-
theorie, die dem österr Ertragssteuerrecht nach hM systematisch
zugrunde liegt,138 (weiter)139 eingeschränkt: Schließlich fügen
sich Erbschaften und Schenkungen als achte Einkunftsart keines-
falls in den Einkommensbegriff als „Ergebnis einer entgeltlichen
Verwertung von Leistungen“ iS der Ruppe’schen Markteinkom-
menstheorie.
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Sollte eine Vermögenssteuer iwS einschließlich einer Erbschafts-
und Schenkungssteuer künftig eingeführt werden, hätte die Fi-
nanzverwaltung verschiedene Informationsquellen zwecks Nach-
prüfung zur Verfügung. Da ein zentrales Vermögensregister
fehlt, müssten die verfügbaren Informationen allerdings für je-
den Abgabepflichtigen zusammengetragen und aufbereitet wer-
den. Folgende Informationen könnten hierbei genutzt werden:
▶ Statt der Erbschafts- und Schenkungssteuer wurde eine allge-

meine Meldepflicht für Schenkungen unter Lebenden in
§ 121a BAO zwecks Nachvollziehbarkeit von Vermögensver-
schiebungen eingeführt. Schenkungen unter Lebenden sowie
Zweckzuwendungen unter Lebenden sind demnach nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen dem Finanzamt Ös-
terreich anzuzeigen,

„1. wenn
a. Bargeld, Kapitalforderungen, Anteile an Kapitalgesellschaf-
ten und Personenvereinigungen (Personengemeinschaften) oh-
ne eigene Rechtspersönlichkeit, Beteiligungen als stiller Gesell-
schafter, oder
b. Betriebe (Teilbetriebe), die der Erzielung von Einkünften ge-
mäß § 2 Abs 3 Z 1 bis 3 EStG dienen, oder
c. bewegliches körperliches Vermögen und immaterielle Vermö-
gensgegenstände erworben wurden und

2. der Erwerber, Geschenkgeber, Zuwendende bei freigebiger Zu-
wendung, Beschwerte bei Zweckzuwendung im Zeitpunkt des Er-
werbes einen Wohnsitz, den gewöhnlichen Aufenthalt, den Sitz
oder die Geschäftsleitung im Inland hatte.“ Von der Anzeige-
pflicht insb ausgenommen sind Erwerbe zwischen Angehörigen,
wenn der gemeine Wert der Schenkung € 50.000,– nicht über-
steigt bzw sonstigen Personen, wenn der gemeine Wert
€ 15.000,– nicht übersteigt.
▶ Entgeltliche und unentgeltliche Vermögenstransaktionen

können der Finanzverwaltung weiters bekannt sein durch ab-
gabenrechtliche Erklärungen/Anzeigen iZm
▷ Einkommensteuer (insb entgeltliche Betriebsübertragun-

gen, entgeltlichen Anteilsveräußerungen, Kapitalvermögen
durch laufende Kapitaleinkünfte [etwa Zinsen, Dividen-
den] und unentgeltliche Depotübertragungen sowie ent-
geltliche Grundstücksübertragungen);

▷ Stiftungseingangssteuer iSd StiftEG sowie Stiftungsein-
gangssteueräquivalent iSd GrEStG (unentgeltliche Zuwen-
dungen an Stiftungen);

▷ Grunderwerbsteuer.
▶ Die Existenz von Vermögen ohne Transaktion kann zudem

ersichtlich sein aus:
▷ Offenzulegenden Buchhaltungsunterlagen.
▷ Dem Kontenregister: Die Existenz von Girokonten, Bau-

sparkonten, Kredit- und Zahlungskonten, Sparbüchern
und Wertpapier-Depots, sofern sie mit IBAN hinterlegt
sind, sowie von Schließfächern aller Unternehmen und al-
ler Privatpersonen bei einem in Österreich tätigen Kredit-
oder Finanzinstitut ist aus dem Kontenregister ersicht-
lich.140 Da das Bankgeheimnis mit den Kontenregister-
und Konteneinschaugesetz nur eingeschränkt, jedoch
nicht abgeschafft wurde, ist ein weiter gehendes Aus-
kunftsverlangen im Rahmen eines Abgabeverfahrens141
nur mit einer BFG-richterlichen Bewilligung im begründe-
ten Ausnahmefall möglich. Die erfassten Daten sind zehn
Jahre ab Ablauf des Jahres der Auflösung des Kontos bzw

Depots aufzubewahren.142 Auch Protokollaufzeichnungen
zur Abfrage und Übermittlung personenbezogener Daten
aus dem Kontenregister sind zehn Jahre aufzubewahren.143

▷ Dem Grundbuch sowie abgabenrechtlichen Einheitswer-
tebescheiden: Die Grundsteuer ist eine Gemeindeabgabe.
Die Bewertung des Grundbesitzes hat allerdings durch das
Finanzamt Österreich zu erfolgen, womit die Daten über
den jeweiligen Grundbesitz, den Eigentümer und denWert
beim Finanzamt aufliegen. Die Bewertung des Grundver-
mögens erfolgt zum Einheitswert grds mittels eines zu er-
lassenden Einheitswertbescheids, und zwar nach den Vor-
schriften des Bewertungsgesetzes.

▷ Dem Wirtschaftliche Eigentümer Register („WiEReG“):
Von der Meldepflicht erfasst sind alle natürlichen Perso-
nen, die Eigentum oder Kontrolle an Gesellschaften, Stif-
tungen, Trusts und vergleichbaren Strukturen haben. Bei
Trusts umfasst dies auch Trustor und Trustee, Begünstigte
und Einmalbegünstigte, wenn sie mehr als € 2.000,– in ei-
nem Jahr erhalten. Von Kontrolle an einer Gesellschaft
wird bei einem direkten oder indirekten Anteil von über
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50%, sowie bei den Kriterien des § 244 Abs 2 UGB ausge-
gangen. Registerbehörde nach WiEReG ist der Bundesmi-
nister für Finanzen (§ 14), womit die jeweiligen Daten bei
diesem aufliegen. Mit der WiEReG-VernetzungsV, die mit
1. 3. 2022 in Kraft getreten ist, werden die gemeldeten Da-
ten auch einer zentralen europäischen Plattform übermit-
telt, die der Vernetzung der Register der wirtschaftlichen
Eigentümer innerhalb der EU dienen soll. Die meldepflich-
tigen Rechtsträger haben Kopien der Dokumente und In-
formationen, die für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten
erforderlich sind, bis mindestens fünf Jahre nach dem En-
de des wirtschaftlichen Eigentums der natürlichen Person
aufzubewahren.144 Die österr Registerbehörde hat Meldun-
gen und Vermerke für zehn Jahre in elektronischer Form
aufzubewahren, wobei jedenfalls danach ein datenschutz-
rechtlicher Löschungsanspruch des Berechtigten bei
(rechtswidrigem) Unterbleiben einer Löschung seitens
der Registerbehörde bestünde.145

▷ Meldungen nach dem Gemeinsamer Meldestandard-Ge-
setz („GMSG“): Das GMSG enthält Meldepflichten für Fi-
nanzkonten einschließlich Depots ihrer im Ausland ansäs-
sigen Kontoinhaber146, wobei hinsichtlich der Überprü-
fungspflichten zwischen Konten mit geringem Wert und
Konten mit hohem Wert (Gesamtsaldo oder -wert mehr
als 1 Mio USD) unterschieden wird. Im GMSG sind umfas-
sende Meldepflichten (Konto- oder Depotnummer, Konto-
saldo oder -wert, Kontoinhaber etc) enthalten. Diese haben
jeweils an das für das Finanzinstitut zuständige Finanzamt
zu erfolgen, womit die Daten bei diesem aufliegen (§ 3
GMSG) und im Anschluss an andere am Informationsaus-
tausch teilnehmende Staaten vom BMF weitergeleitet wer-
den.147 Für das Finanzamt bestehen keine expliziten daten-
schutzrechtlichen Aufbewahrungs- oder Löschungsfristen,
während das meldepflichtige Finanzinstitut die an das zu-
ständige Finanzamt übermittelten Datensätze (XML Files)
fünf Jahre nach Ablauf des Meldezeitraumes, auf den sich
diese Informationen beziehen, zu löschen hat.148

▷ Offenzulegenden Verrechnungspreisdokumentationen
iS des Verrechnungspreisdokumentationsgesetzes
(„VDPG“): Nach dem Gesetz haben Meldungen über Ge-
samtumsätze multinationaler Unternehmensgruppen und
deren Geschäftseinheiten in Österreich zu erfolgen. Die
Meldung erfolgt erneut an das zuständige Finanzamt (§ 8
VDPG).

▶ Grenzüberschreitend ist der (automatische) Informations-
austausch bzgl Vermögen zwischen den nationalen Finanz-
verwaltungen zu erwähnen, wobei Vermögen als solches
von den meisten Doppelbesteuerungsabkommen mitumfasst
ist.149 Zudem sind erste Bestrebungen der Europäischen Kom-
mission hinsichtlich der Schaffung eines europäischen Ver-
mögensregisters zu erwähnen, wobei zunächst eine Machbar-
keitsstudie im Jahr 2021 hierfür in Auftrag gegeben wurde.150

Die verschiedenen Informationsquellen bzgl in- und ausländi-
schen Vermögens sind aktuell nicht gebündelt und müssten daher
bei Einführung einer allgemeinen Vermögenssteuer einzeln ge-
prüft werden. Informationen zu einzelnen Vermögensarten (etwa
Schmuck, Kunstwerke und sonstige Luxusgegenstände) fehlen
meist, weshalb man hier auf die Steuerehrlichkeit der Abgabe-
pflichtigen angewiesen sein wird.151 Angesichts der unübersicht-
lichen Vielzahl und gleichzeitiger Lückenhaftigkeit möglicher In-
formationsquellen ist mit erheblichem Verwaltungsaufwand bzw
einem Kontrolldefizit seitens der Finanzverwaltung zu rechnen.

Die entsprechenden Unterlagen dürften auch für die Vergan-
genheit aufliegen, wobei diese oftmals noch bis in die 1990er-
Jahre verfügbar sind. Zwar vernichtet die Finanzverwaltung uU
physische Akten binnen gewisser Zeiträume abhängig vom kon-
kreten Akteninhalt,152 doch dürften diese elektronisch in der Pra-
xis erheblich länger aufbewahrt bleiben. Inwieweit eine systema-
tische Löschung elektronischer Akten, abgesehen von durch IT-
Systemwechsel bedingten Fällen, in der Vergangenheit in den
einzelnen Finanzämtern erfolgte, muss erfahrungsgemäß be-
zweifelt werden. Nach Art 17 Abs 1 lit a der unmittelbar an-
wendbaren DSGVO besteht allerdings ein Löschungsanspruch
des einzelnen Abgabepflichtigen, sofern die personenbezogenen
Daten für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf sonstige Weise
verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig sind.153 Dies wird insb
für elektronische Unterlagen gelten, für welche die zehnjährige
absolute Verjährungsfrist iSd § 209 Abs 3 BAO abgabenrechtlich
bereits abgelaufen ist. Schließlich entbehrt eine Vorratsdatenspei-
cherung im Hinblick auf eine künftige Vermögenssteuer iwS ei-
ner Rechtsgrundlage, weswegen einem entsprechenden Lö-
schungsantrag alter Unterlagen stattzugeben ist und dieser im
Rechtsmittelweg154 durchgesetzt werden kann. Da mangels Ver-
mögenssteuer uE aktuell keine Notwendigkeit der Aufbewah-
rung lang zurückliegender Unterlagen bzgl des Vermögenstatus
besteht, könnten datenschutzrechtliche Auskunfts- sowie Lösch-
ungsanträge vor Einführung einer Vermögenssteuer noch erwo-
gen werden. Erfasst wären davon jedenfalls Unterlagen, die mehr
als zehn Jahre zurückliegende Sachverhalte betreffen.

Im Fall einer künftigen Erbschafts- und Schenkungssteuer sowie
einer laufenden Vermögenssteuer bedürfte es einer steuerlichen
Bemessungsgrundlage des steuerpflichtigen Vermögens. Soll für
das gesamte steuerpflichtige Vermögen ein einheitlicher (auch
progressiver) Steuersatz gelten, müssen wirtschaftliche Einheiten
in ihrer Wertrelation zueinander zwecks gleichmäßiger Besteue-
rung realitätsgerecht abgebildet werden.155 Folgende Ansätze für
einzelne Vermögensarten wären hierfür denkbar:
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Grundstücke
Für Grundstücke wird im Rahmen einer pauschalen Verkehrs-
wertermittlung zunächst eine Anknüpfung an die GrESt ein-
schließlich der pauschalen Ermittlung des Grundstückswerts ge-
mäß Grundstückswertverordnung (Pauschalwertmodell oder an-
hand eines geeigneten Immobilienpreisspiegels) vorgeschla-
gen.156 Während der Grundstückswert idR nur 70% des
tatsächlichen gemeinen Werts/Verkehrswerts der Liegenschaft
in der Praxis entspricht, ist dies bei Luxusimmobilien in der Pra-
xis oftmals ein Vielfaches. Die Bewertung von Luxusimmobilien
mit dem Grundstückswert iS des GrEStG ist uE ungeeignet und
daher letztlich wiederum unsachlich. Daneben verfügt auch die
Finanzverwaltung seit Jahrzehnten über eine (nicht öffentlich zu-
gängliche) amtliche Kaufpreissammlung,157 die als Basis für rea-
litätsnahe, jährlich zu aktualisierende Pauschalwerte dienen
könnte. Eine Heranziehung noch niedrigerer Einheitswerte für
Grundstücke (einschließlich der Land- und Forstwirtschaft) ist
wohl generell verfassungsrechtlich abzulehnen, weil der zu nied-
rige dreifache Einheitswert bei land- und forstwirtschaftlichen
Grundstücken als Bemessungsgrundlage der Erbschaftssteuer
im Vergleich zu einer Ausgleichszahlung für einen Pflichtteils-
verzicht VfGH-Anlassfall war, der zur Aufhebung der Erbschafts-
steuer geführt hat.158 Der unsachlich anknüpfende, zu niedrige,
dreifache Einheitswert als Bemessungsgrundlage war schließlich
auch Anlassfall für die Aufhebung der Schenkungssteuer wenig
später durch den VfGH159 sowie für die umfassende Reformation
des Grunderwerbsteuergesetzes. Daran dürfte auch die neue Ein-
heitswerthauptfeststellung 2023 für LuF-Grundstücke nichts än-
dern. Daneben bestehen auch Vorschläge für eine zeitgemäße
Grundstücksbewertung, die an eine Grundsteuervalorisierung
(künftige Feststellung der Steuerbemessungsgrundlage durch
die jeweilige Gemeinde) anknüpfen.160 Für die Involvierung
von Gemeindebediensteten bei der Grundsteuerbemessung be-
stünde in § 80a BewG sogar bereits eine entsprechende Verord-
nungsermächtigung des Finanzministers, welche die Tätigkeit
von Gemeindebediensteten mit Zustimmung der Gemeinde für
die Feststellung der Einheitswerte des Grundvermögens seit Jah-
ren ermöglichen würde.161

Eine vergleichbare (reduzierte) Bemessungsgrundlage sollte
in jedem Fall auch für ausländische Grundstücke gelten, die an-
dernfalls schlechter gestellt werden würden.162

Alternativ zu standardisierten und pauschalisierenden Bewer-
tungsmethoden wäre eine gutachterliche Bewertung des indivi-
duellen Grundstücks durch einen Bewertungssachverständigen
nach der ÖNORM B 1802 denkbar.

Um die Zerschlagung von größerem Grundvermögen in der
LuF zu vermeiden, wird es jedenfalls zusätzlicher Steuerbegüns-
tigungen (etwa Befreiungen, Freibeträge, abweichende Steuersät-
ze) bedürfen, damit eine Vermögenssteuer mit Verkehrswertan-
satz als Bemessungsgrundlage nicht zur gleichzeitigen Zerschla-
gung dieser Vermögen führt.

Offen ist bei der Nettovermögensbesteuerung von Grundstü-
cken schließlich, inwieweit eine Orientierung am (niedrigerem)
Ertragswert anstelle des Verkehrswerts geboten ist,163 wobei ein
solcher Ertragswert keine (nicht realisierten) Wertsteigerungen
berücksichtigen dürfte.

Betriebsvermögen und Kapitalbeteiligungen
Betriebsvermögen einschließlich anteiliger Gesellschaftsbeteili-
gung daran bedürften einer fachmännischen Bewertung, wobei
das einschlägige Fachgutachten KFS/BW 1 primär aufwendige Er-
tragswertverfahren und die DCF-Verfahren (Discounted-Cash-
Flow-Verfahren) zulässt und lediglich eine Plausibilitätsbeurtei-
lung des Bewertungsergebnisses durch eine Analyse von Börsen-
kursen geboten ist.164 Nach § 10 Abs 2 BewG richtet sich der ge-
meine Wert für Aktien, GmbH-Anteile und Genussscheine der
Wert dagegen primär nach dem Kurswert. Andernfalls ist der ge-
meine Wert gemäß § 10 Abs 2 BewG aus Verkäufen abzuleiten
oder (subsidiär) unter Berücksichtigung des Gesamtvermögens
und der Ertragsaussichten der Gesellschaft zu schätzen. Gesell-
schaftsanteile ohne Kurswert könnten in diesem Zusammenhang
nach dem vereinfachten Wiener Verfahren (arithmetisches Mittel
aus Vermögenswert und durchschnittlichen Ertragswert) ermittelt
werden,165 das allerdings von Vertretern der Finanzverwaltung
mittlerweile sehr kritisch gesehen wird.166 Der Rückgriff auf die
Einkommen- bzw Körperschaftsteuerbilanz ist uE dagegen jeden-
falls abzulehnen,167 weil diese nicht realisierte stille Reserven im
Vermögen gerade nicht ausweist und daher keine gleichmäßige
Besteuerung von Vermögen gewährleistet. Jedenfalls sollte eine
rechtsformneutrale Bewertung künftig gewählt werden, weil die
unterschiedlichen Bewertungsmethoden zu erheblichen betragli-
chen Unterschieden in der Praxis führen können.168
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Begünstigtenstellung einer Privatstiftung
Im Falle einer Erbschafts- und Schenkungssteuer169 müsste uU
auch die Einräumung einer (potenziellen) Begünstigtenstellung
entsprechend bewertet werden, wobei eine Anlehnung an die Be-
wertung im Pflichtteilsrecht170 denkbar erscheint. Die notwendi-
ge und praktisch schwierige171 Bewertung der Begünstigtenstel-
lung könnte vermieden werden, sofern das Vermögen einer Pri-
vatstiftung selbst Gegenstand einer laufenden Erbschafts- und
Schenkungssteuer bzw Vermögenssteuer wäre.

Privatvermögen
Problematisch ist weiters die Bewertung von Privatvermögen
(Kapitalvermögen einschließlich volatiler, immaterieller Krypto-
währungen, Kunstwerke etc), für das repräsentative, pauschale
Bewertungsmethoden nicht existieren.172 Bzgl Schmuck und
Kunstwerke, für die idR eine Versicherung besteht, könnte aller-
dings der Versicherungswert herangezogen werden.173 Für Le-
bensversicherungen könnte der Rückkaufswert herangezogen
werden.174 Im Fall einer Nettovermögensteuer müsste bei ent-
sprechenden Privatvermögen jedoch in Frage gestellt werden,
ob derartiges Vermögen eine laufende Ertragsfähigkeit aufweist
und damit überhaupt Gegenstand einer solchen Vermögens-
steuer sein kann.175

Vergleichbare Bewertungsprobleme würden sich bei einer ein-
heitlichen progressiven Ertragsbesteuerung aller Einkunftsarten
nicht stellen, weswegen diese mit erheblich weniger Kosten und
Administrativaufwand verbunden wäre.

Jeder Vermögenssteuer (Erbschafts- und Schenkungssteuer, lau-
fende Vermögenssteuer) sowie Vermögenszuwachssteuer (pro-
gressive Ertragsbesteuerung von Kapitalvermögen und Immobi-
lientransaktionen) ist ein Doppelbesteuerungsrisiko mit anderen
bestehenden Abgaben immanent. Eine solche Doppelbesteue-

rung wurde allerdings auch in der Vergangenheit bzw Gegenwart
bewusst in Kauf genommen und nicht stets vermieden. Inwieweit
eine Doppelbesteuerung von Vermögen(-stransaktionen) droht,
richtet sich nach der Art einer möglichen Vermögenssteuer (lau-
fende Vermögenssteuer, Erbschafts- und Schenkungssteuer so-
wie progressive Ertragsbesteuerung). Folgende Doppelbesteue-
rungskonstellationen ergeben sich:

Erbschafts- und Schenkungssteuer
Da nur unentgeltliche Vermögenstransaktionen Steuergegen-
stand einer Erbschafts- und Schenkungssteuer wären und diese
idR nicht der Ertragsbesteuerung unterliegen, droht idR176 keine
Doppelbesteuerung. In folgenden Ausnahmefällen ist allerdings
auch eine zulässige177 wirtschaftliche oder juristische Doppelbe-
steuerung nicht ausgeschlossen:
▶ disquotale (unproportionale) Einlage zugunsten anderer Ge-

sellschafter als Tausch iSd § 6 Z 14 EStG und Schenkung zu-
gunsten anderer Gesellschafter;178

▶ der Verzicht auf Gewinnansprüche von Gesellschaftern im
Rahmen von alinearen Ausschüttungen zugunsten anderer
Gesellschafter;179

▶ Erbauseinandersetzung mit nachlassfremden Ausgleichszah-
lungen als Gegenleistung, wobei der Umfang dieser Gegenleis-
tung zumindest 75% des gemeinen Werts des übertragenen
Wirtschaftsgutes bei nahen Angehörigen ausmachen muss;180

▶ Wegzugsbesteuerung bei Übertragung von Kapitalvermögen
an Geschenknehmer/Erben in Drittstaaten etwa die Schweiz,
sofern privates Kapitalvermögen entgegen der verfassungs-
rechtlichen Endbesteuerung (s zuvor Pkt B) einbezogen wer-
den sollte;

▶ unbeglichene Honorarforderungen von Freiberuflern, die als
Teil des ererbten Vermögens an die Erben beglichen wer-
den;181

▶ Erfolgsleistungen etwa an Ärzte für eine erfolgreiche Behand-
lung;182

▶ Erbschaften von Pflegekräften und Altersheimen, weil ohne
vorausgehende Pflegeleistung eine Erbeinsetzung von Pflege-
kräften/Altersheimen nicht erfolgt.183

Laufende Vermögenssteuer
Soll eine Vermögenskonfiskation vermieden werden, dürfte eine
laufende Vermögenssteuer die üblicherweise zu erwartenden,
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möglichen Erträge (Sollerträge) nicht übersteigen (s zuvor
Pkt C). Entsprechende Erträge bei tatsächlicher Erzielung unter-
liegen idR allerdings auch einer laufenden Ertragsbesteuerung (je
nach Einkunftsart einem progressiven oder pauschalen Steuer-
satz), weswegen eine Doppelbesteuerung drohen würde.184 Zahl-
reiche Länder haben in der Vergangenheit bewusst eine Doppel-
besteuerung mit Vermögens- und Ertragsteuer in Kauf genom-
men, jedoch eine prozentuale Deckelung vorgesehen: So müsste
ein bestimmter Prozentsatz der laufenden steuerbaren Einkünfte
bzw des Vorjahres (etwa zwischen 15 und 40%) dem Steuer-
pflichtigen verbleiben („Steuersperrbetrag“).185 Andernfalls
könnte eine Nettovermögensteuer auch auf die Ertragsteuer an-
gerechnet werden186 oder zumindest als Betriebsausgabe abzugs-
fähig gemacht werden.187

Progressive Ertragsbesteuerung als mögliche Alternative
Eine ertragsteuerliche Doppelbesteuerung im Falle einer progres-
siven Ertragsbesteuerung aller Einkünfte wäre denklogisch aus-
geschlossen.

Inwieweit eine Doppelbesteuerung von Vermögen(-stransaktio-
nen) droht, richtet sich nach der Art einer möglichen Vermö-
genssteuer (laufende Vermögenssteuer, Erbschafts- und Schen-
kungssteuer). Dementsprechend bedarf es daher einer Differen-
zierung:

Laufende Vermögenssteuer
Eine laufende Vermögenssteuer würde unabhängig davon anfal-
len, ob das Vermögen übertragen wird und damit GrESt anfallen
würde. Eine solche Doppelbesteuerung wäre wohl systematisch
gewollt und eine Befreiung nur schwer zu rechtfertigen.

Erbschafts- und Schenkungssteuer
Es bedürfte einer umfassenden Ausnahme von unentgeltlichen
Grundstückstransaktionen, die einer künftigen Vermögenssteuer
unterliegen sollen. Eine solche Befreiung bestand schon in der
Vergangenheit für Grundstückstransaktionen, die dem Erb-
und SchenkStG 1995 unterlagen,188 wobei ein zusätzliches
GrESt-Äquivalent zum Teil eingehoben wurde.189 Zudem kam
es auch in der Vergangenheit zu einer kritikwürdigen Doppelbe-
lastung von GrESt und Erbschafts- und Schenkungssteuer bei
grunderwerbsteuerlichen Anteilsvereinigungen im Falle von
Grundstücksgesellschaften.190

Progressive Ertragsbesteuerung als mögliche Alternative
Eine progressive Ertragsbesteuerung von Einkünften aus Immo-
bilientransaktionen würde unabhängig davon anfallen, ob das
Vermögen übertragen wird und damit GrESt anfallen würde. Ei-
ne solche Doppelbesteuerung wäre wohl systematisch gewollt
und eine Befreiung auch weiterhin nur schwer zu rechtfertigen.

Laufende Vermögenssteuer
Eine laufende Nettovermögensteuer neben einer Grundsteuer
würde zu einer Doppelbesteuerung führen, weshalb in diesem
Fall die Aufhebung der Grundsteuer (zulasten der Gemeinden
als Grundsteuerempfänger) gefordert wird.191 Entsprechend
müssten Gemeinden auch an einer Nettovermögensteuer parti-
zipieren, damit ein Finanzierungsnachteil zulasten der Gemein-
debudgets vermieden werden würde.192

Erbschafts- und Schenkungssteuer
Eine Erbschafts- und Schenkungssteuer würde unabhängig da-
von anfallen, ob das Grundvermögen laufend einer Grundsteuer
unterliegt. Eine solche Doppelbesteuerung wäre wohl systema-
tisch gewollt und eine Befreiung nur schwer zu rechtfertigen.

Progressive Ertragsbesteuerung als mögliche Alternative
Eine progressive Ertragsbesteuerung von Einkünften aus Immo-
bilientransaktionen würde unabhängig davon anfallen, ob das
Vermögen jährlich der Grundsteuer unterliegt. Eine solche Dop-
pelbesteuerung wäre wohl systematisch gewollt und eine Befrei-
ung auch weiterhin nur schwer zu rechtfertigen.

Laufende Vermögenssteuer
Eine laufende Vermögenssteuer würde unabhängig davon anfal-
len, ob das Vermögen an eine Privatstiftung unentgeltlich über-
tragen wird und damit StiftEG anfallen würde. Eine solche Dop-
pelbesteuerung wäre wohl systematisch gewollt und eine Befrei-
ung nur schwer zu rechtfertigen.

Erbschafts- und Schenkungssteuer
Schenkungsweise oder todesfallbezogene Vermögenszuwendun-
gen an Stiftungen waren historisch im Erb- und SchenkStG
1955193 geregelt und die Stiftungseingangsteuer wurde erst als
Reaktion auf dessen Nichteinhebung ab 1. 8. 2008 eingeführt. Ei-
ne Doppelbesteuerung desselben Vorgangs wäre wohl systema-
tisch nicht gewollt und das StiftEG wäre wohl ersatzlos aufzuhe-
ben.

Progressive Ertragsbesteuerung als mögliche Alternative
Eine progressive Ertragsbesteuerung von Einkünften aus entgelt-
lichen Kapitalvermögens- und Immobilientransaktionen würde
unabhängig davon anfallen, ob unentgeltliche Zuwendungen
an Stiftungen der Stiftungseingangssteuer oder dem Stiftungsein-
gangssteueräquivalent unterliegen. Eine solche Doppelbesteue-
rung wäre wohl systematisch gewollt und eine Befreiung auch
weiterhin nur schwer zu rechtfertigen.

Inwieweit eine Doppelbesteuerung von Vermögen(stransaktio-
nen) droht, richtet sich nach der Art einer möglichen Vermö-
genssteuer (laufende Vermögenssteuer, Erbschafts- und Schen-
kungssteuer). Dementsprechend bedarf es daher einer Differen-
zierung:
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Laufende Vermögenssteuer
Eine progressive Ertragsbesteuerung von Einkünften aus Immo-
bilientransaktionen würde unabhängig davon anfallen, ob eine
Rechtsgeschäftsgebühr anfällt. Eine solche Doppelbesteuerung
wäre wohl systematisch gewollt und eine Befreiung nur schwer
zu rechtfertigen.

Erbschafts- und Schenkungssteuer
Es bedürfte einer umfassenden Ausnahme von Rechtsgeschäfts-
gebühren für Rechtsgeschäfte, die einer künftigen Vermögens-
steuer unterliegen sollen. Praktisch betroffen wäre insb die un-
entgeltliche Übertragung von Forderungen mittels Zession. Eine
solche Befreiung bestand schon in der Vergangenheit für Rechts-
geschäfte, die dem Erb- und SchenkStG 1995 unterlagen in § 15
Abs 3 GebG.194

Progressive Ertragsbesteuerung als vorgeschlagene Alternative
Eine progressive Ertragsbesteuerung von Einkünften aus Immo-
bilientransaktionen würde unabhängig davon anfallen, ob eine

Rechtsgeschäftsgebühr erhoben wird. Eine solche Doppelbe-
steuerung wäre wohl systematisch gewollt und eine Befreiung
nur schwer zu rechtfertigen.

Die Bodenwertabgabe ist eine zusätzliche Sachsteuer auf unbe-
baute Grundstücke, die für Bauzwecke in Betracht kommen und
deren Einheitswert mehr als € 14.600,– beträgt. Vor dem Hinter-
grund der Vermeidung weiterer Bodenversiegelung ist eine sol-
che Abgabe nicht mehr zeitgemäß. Die Bebauung von Bauland
sollte uE unabhängig von einer künftigen Vermögenssteuer
steuerlich nicht begünstigt und ersatzlos aufgehoben werden.
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